
Gemeindeverwaltung
- Ostseebad Binz -

Niederschrift

über die 3.Sitzung der Gemeindevertretung der 7. Wahlperiode der Gemeinde
Ostseebad Binz am 19.09.2019 — öffentlicher Teil

Unter dem Vorsitz von:

Vorsitzender der Gemeindevertretung Herr Mario Kurowski

1. Stellv, des Vorsitzenden

2. Stellv, des Vorsitzenden

Die Gemeindevertretung:

1. Borchert, Heinz X
2. Böttcher, Mario X
3. Colmsee, Helge X
4. Dohrmann, Ulf X
5. Drahota, Grit X
6. Deutschmann, Kai X
7. Holtz, Helga X
8. Klein, Siegfried e
9. Kurowski, Mario X

10. Michalski, Jürgen X
11. Mehlhorn, Christian X
12. Müller, Marvin X
13. Reetz, Heike X
14. Reinbold, Ralf X
15. Schulz, Norbert X
16. Dr Tomschin, Manuela X
17. Tomschin, Dietrich X

Gäste: Frau Schierhorn - GF Wohnungsverwaltung Binz GmbH
Herr Gardeja - Kurdirektor
Herr Behrens - AL Finanzen
Frau Winter - AL Bürgerservice
Frau Guruz - AL Bauamt
Frau Küster - AL Amt Zentrale Dienst
Herr Reuter - Mitarbeiter Öffentlichkeits- und Medienarbeit



Niederschrift der 3. Sitzung der Gemeindevertretung am 19.09.2019
öffentlicher Teil

Teilnehmer: siehe Anwesenheitsliste

Ort: Haus des Gastes, H.-Heine-Str. 7

Beginn: 18:30 Uhr

Ende: 21:15 Uhr

Zu 1.; 1.1; 1.2.
Herr Kurowski eröffnet die 3. Sitzung der Gemeindevertretung in der 7. Wahlperiode und
begrüßt die Abgeordneten, den Bürgermeister, die Amtsleiter, den Kurdirektor sowie die
Vertreter der Presse und die anwesenden Gäste. Er weist auf die neue Sitzordnung hin, um
die Sicht aller zu optimieren und das Hören der Zuschauer zu verbessern. Zudem sind
Mikrofone vorhanden. Herr Kurowski stellt die form- und fristgerechte Ladung fest.
Entschuldigt hat sich Herr Klein. Die Gemeindevertretung ist beschlussfähig; es sind 16
Gemeindevertreter/innen anwesend.

Zu 1.3.
Herr Kurowski: Im Vorfeld der heutigen Sitzung ist der Gemeindevertretung per Mail vom
17.09.2019 ein Dringlichkeitsantrag einschl. Begründung zur Aufhebung des Beschlusses
Nr. 63-01-2019 — Einführung des Doppelhaushaltes ab 2020 — 2021 von
Gemeindeverwaltung und Kurverwaltung Ostseebad Binz — zugegangen.
Herr Kurowski stellt den Antrag, die Tagesordnung um den TOP Aufhebung des
Beschlusses Nr. 63-01-2019 zu erweitern. Vorgeschlagen wird, diesen als TOP 17
aufzunehmen. Die folgenden TOP verschieben sich entsprechend.

Frau Drahota stellt den Antrag, den TOP 31 - Vorstellung des Pflanzkonzeptes für die
Schmachter See Straße und die Hauptstraße - von der Tagesordnung zu nehmen, da dazu
kein Beschlussvorschlag vorliegt.

Herr Kurowski bittet zunächst um Abstimmung über den Antrag zur Aufnahme des
Dringlichkeitsantrages als TOP 17.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Herr Kurowski stellt den Antrag von Frau Drahota, den TOP 31 neu 32 von der
Tagesordnung zu nehmen, zur Abstimmung.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 10
Nein/Stimmen: 6

Beschluss-Nr. 87-03-2019
Die Gemeindevertretung folgt den Anträgen und beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019
die Anderung der Tagesordnung.

Tagesordnung
öffentlicher Teil

1. Eröffnung der Sitzung
1.1 Feststellen der form- und fristgerechten Ladung
1.2 Feststellen der Beschlussfähigkeit
1.3 Feststellen der Tagesordnung
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2. Bestätigung der Niederschrift über die 1. Sondersitzung der Gemeindevertretung vom
26.08.2019 — öffentlicher Teil

3. Informationen des Vorsitzenden
4. Bericht des Bürgermeisters
5. Anfragen der Gemeindevertreter
6. Einwohnerfragestunde

7. Beschlussvorschlag zur Abberufung des Zweiten Stellvertreters des Bürgermeisters
und Aufhebung des Beschlusses Nr 51-01-2019

8. Wahl Erster und Zweiter SteilvertreterlSteilvertreterin des Bürgermeisters

9. Beschlussvorschlag zur Feststellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 und des
Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2018 der Wohnungsverwaltung Binz GmbH

10. Beschlussvorschlag zur Änderung des Beschlusses Nr 72-02-2019
hier 3. Anderung der Fremdenverkehrsabgabensatzung der Gemeinde Ostseebad
Binz vom 01.01 .2019 bis 31.12.2019

11. Beschlussvorschlag zum Widerspruch des Bürgermeisters gegen den Beschluss-Nr.
76-02-2019 der Gemeindevertretung — Beschlussvorschlag zum Abriss einer
öffentlichen Toilettenanlage am Strandabgang 28 und Neubau von zwei öffentlichen
Toilettenanlagen an den Strandabgängen 23 und 28

12. Beschlussvorschlag zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 76-02-2019 — Abriss einer
öffentlichen Toilettenanlage am Strandabgang 28 und Neubau von zwei öffentlichen
Toilettenanlagen an den Strandabgängen 23 und 28

13. Beschlussvorschlag zum Abriss einer öffentlichen Toilettenanlage am Strandabgang
28 und Neubau von zwei öffentlichen Toilettenanlagen an den Strandabgängen 23 und
28

14. Beschlussvorschlag zum Widerspruch des Bürgermeisters gegen den Beschluss Nr.
77-02-2019 der Gemeindevertretung — grundlegende Erneuerung der öffentlichen
Toilettenanlagen unter der Maßgabe der Herstellung von Barrierefreiheit und
Familienfreundlichkeit

15. Beschlussvorschlag zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 77-02-2019 zur
grundlegenden Erneuerung der öffentlichen Toilettenanlagen unter der Maßgabe der
Herstellung von Barrierefreiheit und Familienfreundlichkeit

16. Beschlussvorschlag zur grundlegenden Erneuerung der öffentlichen Toilettenanlagen
unter der Maßgabe der Herstellung von Barrierefreiheit und Familienfreundlichkeit

17. Beschlussvorschlag zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 63-01-2019 — Einführung
Doppelhaushalt ab 2020 / 2021 von Gemeindeverwaltung und Kurverwaltung
Qstseebad Binz

18. Beschlussvorschlag zur Feststellung des Jahresabschlusses 2016 der
Gemeinde Ostseebad Binz

19. Beschlussvorschlag zur Entlastung des Bürgermeisters für das Haushaltsjahr 2016

20. Beschlussvorschlag zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde
Ostseebad Binz (Bereich 3. Anderung BP 9 „Alte Gärtnerei/MZO“)
hier Abwägungsbeschluss nach § 4.2 BauGB

21. Beschlussvorschlag zur 3. Anderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde
Ostseebad Binz (Bereich 3. Anderung BP 9)
hier: Feststellungsbeschluss

22. Beschlussvorschlag zum Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am Klünderberg“ der
Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Abwägungsbeschuss nach § 4.2 BauGB
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23. Beschlussvorschlag zum einfachen Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am Klünderberg“
der Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Satzungsbeschluss

24. Beschlussvorschlag zur 2. Anderung mit Ergänzung und Teilaufhebung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 20 „Umweltbildungszentrum Forsthaus
Prora“ der Gemeinde Ostseebad Binz
hier Abwägungsbeschluss nach § 4.1 BauGB

25. Beschlussvorschlag zur Satzung über eine Veränderungssperre für den
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 33 „Wohnbebauung Rabenstraße Alte
Gärtnerei“ der Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Erste Verlängerung der Satzung

26. Beschlussvorschlag über eine Stellungnahme zum Förderantrag des Gartenvereins
„Granitz“ e.V.

27. Beschlussvorschlag über eine Stellungnahme zum Förderantrag des Gartenvereins
„Am Kleinbahnhof Binz“ e.V.

28. Beschlussvorschlag zur ordentlichen Kündigung des laufenden Stromliefervertrages
zwischen der Gemeinde Ostseebad Binz und der E.ON Energie Deutschland GmbH

29. Beschlussvorschlag zur Ausschreibung und Vergabe von konventionellem Strom für
die Gemeinde Ostseebad Binz in den Bezugsjahren 2020 bis 2022

30. Beschlussvorschlag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 24 „Erlebniszentrum
Binzer Bucht der Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Aufstellungsbeschluss

31. Information zum Gutachten Verdichtungsmaterial Parkplatz Prora/MZO/
Pestalozzistraße

32. Antrag der Fraktionen „Aus der Mitte“, „Bürger für Binz“ und des Abgeordneten der AfD
zur Optimierung des Vertrages zum Ortsverkehr BinzlProra — Linie 27 VVR — zwischen
der Gemeinde Ostseebad Binz — Eigenbetrieb Kurverwaltung — mit der
Verkehrsgesellschaft Vorpommern-Rügen mbH (VVR)

33. Antrag der Fraktionen „Aus der Mitte“, „Bürger für Binz“ und des Abgeordneten der AfD
zur künstlerischen Gestaltung der Außenfassade des Tennisvereinshauses

34. Antrag der Fraktionen ‚Aus der Mitte“, „Bürger für Binz“ und des Abgeordneten der AfD
zur Aufhebung des Besch‘usses-Nr. 105-24-2017 vom 02.11 .2017
hier Weiterverfolgung der Maßnahme „Bau einer Marina bzw. eines
Wasserwanderrastplatzes“ im Ostseebad Binz

nichtöffentlicher Teil

35. Bestätigung der Niederschrift über die 1. Sondersitzung der Gemeindevertretung vom
26.08.2019 — nichtöffentlicher Teil

36. Beschlussvorschlag über die Zuschlagserteilung im Rahmen des Vergabeverfahrens
nach VOB/A für die Maßnahme „Erneuerung der Wärmeerzeugungsanlage im Haus des
Gastes“
hier Beauftragung Ausführungsfirma

37. Beschlussvorschlag über die Zuschlagserteilung im Rahmen des Vergabeverfahrens
nach VOB!A für die Maßnahme ‚Sanierung der Dalben an der bestehenden Seebrücke“
Hier: Beauftragung Ausführungsfirma

38. Beschlussvorschlag über die Zuschlagserteilung im Rahmen des Vergabeverfahrens
nach VgV im Rahmen der Ausschreibung „Innerörtlicher ganzjähriger Personen-
transport‘ entlang der Route der Bäderarchitektur im Ostseebad Binz unter Einsatz von
Fahrzeugen mit alternativen Antrieben
hier Beauftragung Firma
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39. Beschlussvorschlag zum Antrag auf Erwerb einer Liegenschaft in der Gemarkung
Granitz

40. Beschlussvorschlag zum Antrag auf Erwerb einer Liegenschaft in der Gemarkung
Jagdschloß

41. Beschlussvorschlag zum Antrag auf Erwerb einer Teilflache aus einem Flurstück der
Gemarkung Schmachter See

42. Beschlussvorschlag zur Berichtigung des Beschlusses Nr. 100-23-2017 zur Vergabe von
Bauleistungen

43. Beschlussvorschlag zur Berichtigung des Beschlusses Nr. 101-23-2017 zur Vergabe von
Bauleistungen

44. Beschlussvorschlag über eine Stellungnahme zum Antrag auf Kofinanzierung eines
Projektes

45. Beschlussvorschlag zum Antrag auf Eintragung einer Baulast
hier: Abstandsflächenbaulast

46. Beschlussvorschlag zum Antrag eines Steuerpflichtigen auf Stundung und Ratenzahlung
von Gewerbesteuern für die Jahre 2016 und 2017

47. Personalangelegenheiten
48. Informationen/Mitteilungen

Zu 2.
Beschluss-Nr. 88-03-2019
Die Gemeindevertretung bestätigt die Niederschrift der 1. Sondersitzung der
Gemeindevertretung vom 26.08.2019 — öffentlicher Teil.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 3. - Informationen des Vorsitzenden
Herr Kurowski möchte auf Folgendes hinweisen:

> 50. Geburtstag der Regionalen Schule am 20.09.2019, Beginn: 09:00 Uhr— Ort:
Regionale Schule — Einladung in den sozialen Medien — Eine rege Teilnahme sei
ausdrücklich gewünscht.

> Ein weiteres Highlight ist eine große Spendengala unter dem Mofto~.,,Gemeinsam
werden wir 70“ am 09.11.2019 im Kurhaus Binz aus Anlass der Geburtstage unserer
beiden Schulen, organisiert vom Verein Küstenkinder e.V. mit vielen Überraschungen
einschl. Tombola. Eintrittskarten können im Haus des Gastes oder online erworben
werden. Es sind allerdings nur noch wenige Plätze frei.

> Erinnerung an die Worte nach der Wahl zum Vorsitzenden der Gemeindevertretung.
Aus gegebenem Anlass sensibilisiert er noch einmal alle Gewählten, aber auch die
Mitarbeiter der Verwaltung, allen voran den Bürgermeister, sachlich, unbefangen und
in einer angemessenen, respektvollen Art und Weise miteinander zu kommunizieren.
Es bringe keinem in unserem Ort etwas, wenn mit Hass, Neid und Missgunst an die
anstehenden Aufgaben und Probleme herangegangen werde. Das blockiere
visionäres Denken und Handeln, um unseren Ort gemeinsam weiterzuentwickeln.

Zu 4. — Bericht des Bürgermeisters
Der Bericht des Bürgermeisters wird der Niederschrift als Anlage beigefügt und ist auf der
Homepage der Gemeinde nachzulesen.
Verzichtet werde seit einiger Zeit auf Wunsch einiger Gemeindevertreter auf die Blitzlichter
des Bürgermeisters, so Herr Schneider. Die Amtsleiter, der Kurdirektor und die GF der
Wohnungsveiwaltung Binz GmbH informieren aus den jeweiligen Bereichen. Die
Handhabung habe sich aus seiner Sicht bewährt.
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Herr Schneider möchte an dieser Stelle einen Dank an alle Mitarbeiter, der Kurverwaltung
und der Wohnungsverwaltung Binz GmbH zu richten. Das, was momentan zu leisten ist,
tangiere die Grenze der Belastung. Bekannt sei die enorme Herausforderung in Bezug auf
die Entwicklung von Prora mit der gleichen Anzahl an Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen. Ein
Dank geht auch an die Freiwillige Feuerwehr; anwesend sind heute acht Kameradinnen und
Kameraden, an den Seniorenbeirat wie auch die Mitglieder der Ortsgruppe Prora der
Volkssolidarität und alle ehrenamtlich Tätigen.

Zu 5.— Anfragen der Gemeindevertreter
Bei Herrn Dohrmann kommt die neue Sitzordnung sehr positiv an. Er bringt im Weiteren zum
Ausdruck, dass das Grünkonzept einmal im Ausschuss Bau, Verkehr und Umwelt vorgestellt
wurde, ebenso im Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Kurverwaltung. Herr Dohrmann
stellt daher die Frage in den Raum, wann dazu die Beschlussfassung erfolgen soll. Er fände
es gut, eine Beschlussempfehlung von der Verwaltung zu erhalten. In den Ausschüssen sei
von vielen Mitgliedern der Wille zu mehr Grün in Binz zum Ausdruck gebracht worden. Herr
Dohrmann regt an, zeitnah zur Beschlussfassung zu kommen, um die Grünplanung auf den
Weg bringen und umsetzen zu können.

Herr Kurowski äußert, dass der Antrag daraus resultierte, dass kein Beschlussvorschlag für
die heutige Sitzung vorliegt. Er schlägt vor, die Beschlussfassung für die Sitzung der
Gemeindevertretung im November vorzusehen.

Herr Mehlhorn spricht die Problematik der Beleuchtung der Schmachterseestraße an. Er sei
in einem Gespräch mit einem Anwohner in der letzten Woche darauf hingewiesen worden,
dass die Beleuchtung bereits ein/zwei Wochen nicht funktioniere. Er möchte wissen, wie die
Gemeinde versicherungstechnisch aufgestellt sei, wenn über einen längeren Zeitraum die
Beleuchtung ganzer Straßenzüge ausfalle.

Herr Schneider: An anderer Stelle wurde bereits über den bestehenden Vertrag informiert,
welcher die Firma bindet, innerhalb von vier Wochen die Funktionstüchtigkeit der
Beleuchtung wieder herzustellen. Er gehe davon aus, dass die Gemeinde versichert ist, wird
das aber prüfen lassen.

Frau Panknin informiert, dass der KSA mögliche Schadenersatzansprüche prüfen würde und
den Schaden im Falle berechtigter Ansprüche reguliert.

Frau Dr. Tomschin finde es sehr schön, dass die Regionale Schule am morgigen Tag
feierlich ihren 50. Geburtstag begeht und dass die Schule stärker in die Offentlichkeit
komme. Sie möchte wissen, wie der derzeitige Stand in Bezug auf den Schulstandorterhalt
ist und wie bzw. ob bis dato Gespräche geführt wurden. Es bleibe nicht mehr viel Zeit zum
Erhalt des Schulstandortes. Anfrage, ob es diesbezüglich etwas Neues zu berichten gebe.

Herr Schneider: Über das Gespräch mit dem Staatssekretär sei bereits informiert worden.

Frau Küster: Die aktuellen statistischen Zahlen sind den Gemeindevertretern zugesandt
worden. Die Schulen arbeiten derzeit an ihrem Medienkonzept. Wenn dieses erstellt sei,
werde die Verwaltung in die Medienplanung gehen. Was den Schulstandort an sich betreffe,
könne erst im November dieses Jahres eine Aussage getroffen werden (Gespräche mit dem
Ministerium, Schulamt und den Schulleitern).

Frau Dr. Tomschin ergänzt, dass sie in der Woche zuvor zum Schulfest in Sellin gewesen
sei. Es sei bedrückend, wenn dort 74 Schüler/innen eingeschult werden. Aus der Ansprache
des Schulleiters ging hervor, dass sich der Bürgermeister, Herr Liedtke, bemühen werde,
noch mehr Schüler/innen nach Sellin zu holen.
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Frau Dr. Tomschin bringt ihre Sorge zum Ausdruck, dass die Zeit davon laufe. Jetzt seien die
4. Klassen so weit, dass sie sich entscheiden. Nach ihrer Auffassung dürfe Binz den
Schulstandort nicht verlieren. Die Regionale Schule müsse - egal wie - erhalten bleiben. Ihr
sei November zu lang.

Frau Küster geht davon aus, dass es sicherlich erklärtes Ziel aller sei, dass Binz den
Schulstandort brauche. Am heutigen Abend könne sie dazu aber keine andere Auskunft
geben, da die Verwaltung vonseiten der Schule und vom Schulamt noch keine Information
habe, wie es weitergehen könnte. In der kommenden Woche findet der Sozialausschuss in
der Regionalen Schule statt. Vielleicht könne Herr Thiede als neuer Schulleiter schon eine
Aussage treffen.

Herr Schneider bekräftigt, dass sich nach seiner Meinung alle dahingehend einig sind, dass
Binz eine weiterführende Schule benötigt, perspektivisch vielleicht sogar einen gymnasialen
Zweig. Er stellt auf das bestehende Schulgesetz ab (Stichtag Eingangsklasse 5). Er könne
nur an alle Eltern appellieren, darüber nachzudenken, ihr Kind erst später in Sellin
anzumelden. Zur Schülerzahl 36 für die Schuleingangsklasse 5 gibt es keine Alternative. Das
habe der Staatssekretär eindeutig dargelegt. Er habe ebenso klar zum Ausdruck gebracht,
dass es keine weitere Verlängerung geben werde. Wenn der Schulstandort verloren gehe,
verliere Binz für junge Leute unheimlich an Attraktivität. Insofern sollten alle heute hier
Anwesenden als Multiplikatoren im Ort dahingehend wirken, dass Eltern, die beabsichtigen
ihr Kind in Sellin anzumelden, darüber nachdenken, dies zu einem späteren Zeitpunkt zu tun.
Herr Schneider äußert sich positiv über die mittlerweile verstärkt stattfindenden Aktivitäten,
auch was die Öffentlichkeitsarbeit betreffe. Er informiert, dass in der Gemeindeverwaltung
mittlerweile ein Mitarbeiter für Öffentlichkeits- und Medienarbeit tätig sei, was deutlich
spürbar ist. Dennoch müsse um die Schule gekämpft werden; das sei kein Selbstläufer.

Zu 6.— Einwohnerfragestunde
Herr Borchert erkundigt sich im Auftrag von Frau Steinberg nach dem Stand Radwegebau
Prora bis Karow.

Das sei ähnlich problembehaftet wie der ebenfalls ausstehende Radwegebau zwischen
Serams und Zirkow, so Herr Schneider. Seit mehreren Jahren sei mit Unterstützung weiterer
Kommunen (offener Brief) versucht worden, die Politik darauf aufmerksam zu machen, dass
unter anderem diese beiden Radwege dringend benötigt werden. Derzeitiger Stand sei, dass
der Radweg zwischen Serams und Zirkow voraussichtlich im nächsten Jahr Realität werden
soll. Für den anderen Radweg gebe es noch keine Aussage. Das hänge allerdings oftmals
auch damit zusammen, dass sich private Grundstücke auf der Linienführung des entweder
straßenbegleitenden oder touristischen Radweges befinden, was Verhandlungen mit den
Eigentümern äußert schwierig gestaltet. Es bleibe zu hoffen, dass diese irgendwann zum
Ziel führen werden. Aufgrund der Problematik finde ein Radwegegipfel statt.

Herr Dillner: Anfrage zur Instandhaltung des Radweges von Binz nach Mukran (Rissbildung
durch Baumwurzeln) einschl, der Beschilderung, die teilweise fehle (z.B. Bereich neue
Sporthalle Grundschule in Richtung Prora). Weiterhin fehle ein Schild Fahrradweg am
Großbahnhof in Richtung Kreisverkehr.

Frau Guruz: Information, dass im Zuge des Knotenausbaus noch einmal die gesamte
Radwegestruktur angeschaut werde. Beginnen werde die Straßenbaumaßnahme auf dem
ehem. MZO-Gelände. Die Planung sei abgeschlossen. In diesem Zuge sei auch ein neues
Beschilderungskonzept vorgesehen. Grundsätzlich werde im Herbst noch einmal die
Grundbeschilderung durchgeführt.
Zu den Radwegen sei Folgendes zu berichten: Herr Dillner habe sicher gesehen, dass
verschiedene Tests in Prora erfolgt sind.
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Unter anderem sei zur Prüfung ein Stück des Radweges aufgeschnitten und asphaltiert
worden. Im Weiteren sei versucht worden, eine Lösung mit Pflastersteinen zu finden. Das
Problem bestehe darin, dass die darunter befindlichen Baumwurzeln gekappt werden
müssten (großer Aufwand Beantragung, sehr kostenintensiv). Es werde weiter intensiv an
einer Lösung gearbeitet. Am 01.10.2019 werde der neue Mitarbeiter Tiefbau seine Tätigkeit
in der Gemeindeverwaltung aufnehmen, der vielleicht Ideen mitbringt.

Herr Frank berichtet über Beschwerden der Anwohner der Proraer Allee. In Richtung
Sassnitz wie auch auf der L 29 werden teilweise „kleine Rennen“ gefahren. Ein Bürger habe
eine Anfrage an die Gemeinde gerichtet, inwieweit dort BarrierenlStraßenhügei zur
Geschwindigkeitsreduzierung gebaut werden können.

Frau Winter erläutert, dass das nicht den ruhenden Verkehr betreffe. Somit sei das
Ordnungsamt nicht zuständig. Die Beschwerden seien wahrscheinlich bei der Polizei
eingegangen bzw. wurden entsprechend weitergeleitet. Sie selbst habe keine Kenntnis
darüber.

Herr Frank spricht die Straßennamen in Prora an. Teilweise finde er diese gut. Als
Auswärtiger könne man sich ganz gut orientieren. Allerdings habe man nach seiner Ansicht
total den geschichtlichen Zusammenhang vergessen. Kein Name orientiere sich an der
Geschichte des Blocks (z.B. ehem. OHS — jetzt „Fünfte Straße“). Er habe selbst Vorschläge
unterbreitet. Vielleicht sollte bei der Vergabe der Namen für die noch ausstehenden Wege
darüber nachgedacht werden.

Herr Kurowski: Information, dass darüber ausgiebig in den Ausschüssen beraten worden sei.
Anregung, den Vorschlag für die Benennung der restlichen Wege mit aufzunehmen, so es
noch weiche gibt.

Frau Guruz erinnert an die durchgeführte Bürgerwerkstatt, in der auch das Gewerbegebiet
besprochen wurde. Es sei nicht ganz korrekt, dass keine alten Namen Berücksichtigung
fanden (z.B. Vorschlag zum Block IV künftig „Alte Wache“, „Alte Post“). Insofern gebe es
schon noch Bezüge.

Herr Frank: Prora ist nunmehr kurabgabepflichtig. Es sind viele ältere Menschen unterwegs,
so dass Bänke, Papierkörbe etc. benötigt werden. Anfrage, wann damit gerechnet werden
kann.

Herr Gardeja informiert dahingehend, dass der Eigenbetrieb Kurverwaltung dort tätig werde,
wo er touristische Flächen habe. Im Moment sind in Prora wenige vorhanden, weil derzeit
noch Ankaufverhandlungen mit Eigentümern stattfinden. Sobald der Erwerb abgeschlossen
sei, werde auch in Prora die Infrastruktur entwickelt. Als Beispiel wird eine große Trasse (7 m
lange Wegeführung) im Bereich Block 1 angeführt. Hier laufen die Bemühungen seit ca. 1 %
Jahren. Hierzu werde eigentlich auch eine Zustimmung vonseiten des Eigentümerbeirates
erwartet. Es gestalte sich recht schwierig, aus Privateigentum wieder öffentliche Plätze und
Straßen gewinnen zu können, um sie der Allgemeinheit zur Verfügung zu stellen.

Herr Frank würde sich wünschen, dass eine kurzfristige Lösung mit den Eigentümern
gefunden werden kann, um den Bedürfnissen älterer Menschen zu folgen.

Herr Frank: Parkplatz Prora — Im Zeitungsartikel werde erwähnt, dass dort Schadstoffe in
einem Teil vorhanden sind und das Material separat gelagert wurde, welches in das
Grundwasser gelangen könnte. Anfrage, warum das Material nicht oberseitig abgedeckt bzw.
wird, sondern lediglich aufgeschüttet wurde.
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Frau Guruz legt dar, dass das so nicht richtig sei. Gemäß der Aussage des zuständigen
Sachbearbeiters vom Landkreis VR dauere es mindestens fünf Jahre, bis evtl. eine
Schädigung eintreffen könnte. Um Gerüchten im Ort entgegenzuwirken, sei das Material
vorsorglich entfernt und separat gelagert worden, um es noch einmal zu beproben. Im
Moment gehe allerdings keine Gefahr für das Grundwasser davon aus. Es bestehe auch
keine Notwendigkeit der Abdeckung. Richtigzustellen sei, dass es sich nicht um Schadstoffe
handle, sondern aus einer Schadstoffprobe habe sich ein erhöhter Wert ergeben.

Herr Frank spricht von relativ großen Materialien (z.B. Dachpappe). Zwischen Block III und
Block II befindet sich immer noch eine große Ablagerung von Glaswolle, die noch immer
nicht beseitigt wurde.

Frau Guruz informiert, dass darauf schon einmal geantwortet worden sei. Der Landkreis
habe Anzeige erstattet. Die Gemeinde sei nicht beteiligt bzw. angehalten, tätig zu werden.
Die Zuständigkeit liege beim Landkreis.

Herr Frank meint, dass man sich damit nicht zufrieden geben könne. Die Glaswolle habe
über den ganzen Sommer dort gelagert. Er sei der Meinung, dass die Gemeinde „Druck“
machen müsse. Für Herrn Frank sei nicht nachvollziehbar, dass nichts passiert.

Herr Steinbrecher habe die Problematik mit dem Parkplatz ebenfalls verfolgt und sich
belesen. Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) sind krebserregend und seit
1984 verboten. Bei einem Gang über das Gelände sei flächendeckend Teer gefunden
worden. Beobachtet worden sei über Wochen, dass BIG-PAC-weise Teermaterialien
abgetragen wurden. Anfrage, ob der Landkreis die Gemeinde mit der Erstellung eines
Gutachtens beauftragt hat und selbst ein eigenes Gutachten erstellt hat.

Frau Guruz berichtet über eine Vorortbegehung mit Vertretern des Landkreises
(Bodenbehörde). Das Gutachten erstelle nicht die Gemeinde, sondern ein unabhängiges
Institut, welches von der Gemeinde beauftragt wird und legitimiert ist vom Landkreis.

Herr Horst und die Anwohner der Goethestraße sind sehr erfreut über den neu
aufgebrachten Belag. Bei den Arbeiten seien zwei Schachtabdeckungen mit Belag
überzogen worden. Diese seien im Nachhinein freigelegt, allerdings das übrige Material noch
nicht beseitigt worden (liegt dort schon ca. 10 Tage). Negativer Effekt ist nunmehr, dass die
Straße zügiger, teilweise mit überhöhter Geschwindigkeit befahren werde (Vorschlag:
Aufbringen einer 30 auf die Fahrbahn). Zudem sei seit längerem die Straßenbeleuchtung
nicht voll funktionstüchtig (ca. 6 Wochen).

Herr Schneider bedankt sich für die Hinweise. Diese nehme er mit in die Verwaltung.

Herr Zielinski stellt sich den Gästen der Sitzung der Gemeindevertretung als Mitarbeiter der
Gemeindeverwaltung vor. Seit einiger Zeit werde ein offener Brief an den Bürgermeister
diskutiert. Er gehe davon aus, dass den Gemeindevertretern der Inhalt des Briefes bekannt
ist. Herr Zielinski stehe heute hier stellvertretend für die Mitarbeiter/innen der
Gemeindeverwaltung, die in keiner Weise diesen Brief unterstützen und eine völlig andere
Wahrnehmung haben. „Wir distanzieren uns ganz klar von Form und Inhalt dieses Briefes
und empfinden die gewählten Stilmittel als unangemessen und unsachlich“, so Herr Zielinski
wörtlich. Vor dem Hintergrund, dass viel über die Mitarbeiter/innen gesprochen werde, aber
nicht mit ihnen, stelle er die Frage, für wie repräsentativ die Gemeindevertretung den Brief
halte.

Herr Kurowski bedankt sich bei Herrn Zielinski für die Wortmeldung und die Frage.
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Momentan werde überhaupt noch keine Wertung vorgenommen. Die Gemeindevertretung
werde sich im nichtöffentlichen Teil der heutigen Sitzung besprechen. Der Sachverhalt sei
bekannt.

Herr Kurowski beendet die Einwohnerfragestunde.

Zu 7.
Herr Kurowski: Aufruf des TOP 7 — Beschlussvorschlag zur Abberufung des 2. Stellvertreters
des Bürgermeisters und Aufhebung des Beschlusses Nr. 51-01-201 9. Gemäß § 40 Abs. 3
KV M-V erfolgt die Wahl der stellvertretenden Bürgermeister durch die Gemeindevertretung
für die Dauer ihrer Wahlperiode. Der Grund der erforderlichen Neuwahl ist den meisten
sicherlich bekannt.

Beschluss-Nr. 89-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 Herrn Axel Behrens
aus seiner Funktion als 2. Stellvertreter des Bürgermeisters und damit als
Ehrenbeamten abzuberufen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 8.
Herr Kurowski: Es folgt die Wahl der Ersten Stellvertreterin/des Ersten Stellvertreters und der
Zweiten Stellvertreterin/des Zweiten Stellvertreters des Bürgermeisters.
Herr Kurowski bittet um Vorschläge der Gemeindevertreter, da das Vorschlagsrecht bei der
Gemeindevertretung liege.

Als Kandidat für die Wahl des Ersten Stellvertreters des Bürgermeisters wird von Herrn
Michalski

Herr Axel Behrens, Amtsleiter Finanzen

vorgeschlagen.

Herr Mehlhorn schlägt für die Wahl der Zweiten Stellvertreterin des Bürgermeisters

Frau Stine Winter, Amtsleiterin Bürgerservice

vor.

Die Wahl des Ersten Stellvertreters erfolgt in offener Abstimmung.

Beschluss-Nr. 90-03-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 gemäß § 40 Abs. 1 und 3
der Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V)

Herrn Axel Behrens

als Ersten Stellvertreter des Bürgermeisters für die Dauer der Wahlperiode und
ernennt ihn für die Dauer der Wahlperiode zum Ehrenbeamten

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Die Wahl der Zweiten Stellvertreterin erfolgt ebenfalls in offener Abstimmung.
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Beschluss-Nr. 91-03-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 gemäß § 40 Abs. 1 und 3
der Kommunalverfassung Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V)

Frau Stine Winter

als Zweite Steilvertreterin des Bürgermeisters für die Dauer der Wahlperiode und
ernennt sie für die Dauer der Wahlperiode zur Ehrenbeamtin.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15
Nein/Stimmen: 0
Stimmenthaltungen: 1

Herr Schneider überreicht zunächst Herrn Behrens die Ernennungsurkunde. Er legt
gegenüber dem Bürgermeister den Diensteid ab.

Herr Schneider überreicht in der Folge Frau Winter die Ernennungsurkunde. Sie legt
ebenfalls gegenüber dem Bürgermeister den Diensteid ab.

Herr Behrens und Frau Winter nehmen die Glückwünsche entgegen.

Zu 9.
Herr Kurowski: Gegenstand ist der Beschlussvorschlag zur Feststellung des
Jahresabschlusses zum 31.12.2018 und des Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2018 der
Wohnungsverwaltung Binz GmbH.

Frau Drahota (Mitglied des Aufsichtsrates) nimmt beim Publikum Platz.

Frau Schierhorn: Der Jahresabschluss wurde der Gemeindevertretung fristgerecht vorgelegt.
Der Aufsichtsrat hat seine Zustimmung erteilt. Der Hauptausschuss hat die Beschlussfassung
in der heutigen Sitzung empfohlen. Die Eigenkapitalquote steige wieder etwas und der
Verschuldungsgrad sinke. Die Wohnungsverwaltung Binz GmbH sei auf einem guten Weg,
ihre Tätigkeit in den nächsten Jahren erfolgreich fortzuführen.
Die Eigenkapitalquote beträgt 28,6 %‚ so Frau Schierhorn in Beantwortung der Frage von
Herrn Mehihorn.

Unter Bezugnahme auf die Frage von Frau Dr. Tomschin zur Anlage 4, Blatt 3 des
Lageberichtes erläutert Frau Schierhorn, dass in den übrigen Verwaltungskosten eine
Summe in Höhe von 138.000 EUR zu verzeichnen ist. Dabei handle es sich um die
sogenannte Drohverlustrückstellung für die Jasmunder Straße 11 (Verwaltungsgebäude). Es
gibt einen Notarvertrag aus 1993, dass das Grundstück Jasmunder Straße 11 durch einen
Beschluss der Gemeindevertretung zum 31.07.2022 wieder an die Gemeinde zurückgeht. Die
Gemeinde habe bereits signalisiert, das Grundstück zurückbekommen zu wollen. Insofern
müsse die Wohnungsverwaltung Binz GmbH eine sogenannte Drohverlustrückstellung
einführen, um einen zu erwartenden Verlust zu minimieren.

Beschluss-Nr. 92-03-2019
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 19.092019 folgenden Beschluss
gefasst:
1. Der Jahresabsehluss der Wohnungsverwaltung Binz GmbH zum 31.12.2018 in der

von der WirtschaftsprüfungsgesellschaftlSteuerberatungsgesellschaft Fidelis
Revision GmbH geprüften Fassung (uneingeschränkter Bestätigungsvermerk vom
10.05.2019) wird festgestellt.
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2. Der Lagebericht der Wohnungsverwaltung Binz GmbH für das Wirtschaftsjahr 2018
wurde durch den Aufsichtsrat zur Kenntnis genommen.

3. Der Jahresüberschuss von EUR 349.012,05 wird auf das folgende Geschäftsjahr
vorgetragen.

4. Dem Aufsichtsrat wird für das Wirtschaftsjahr 2018 Entlastung erteilt.
5. Auf der Grundlage des § 3 des Kommunalprüfungsgeselzes (KPG M-V) wird der

Bürgermeister beauftragt, die Binzer Bürger über die ortsübliche Bekanntmachung
über den Zeitraum der Auslegung des Jahresabschlusses, des Lageberichtes und
des Bestätigungsvermerkes in der Kämmerei der Gemeindeverwaltung zu
informieren.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 10.
Aufgerufen wird von Herrn Kurowski der Beschlussvorschlag zur Änderung des Beschlusses
Nr. 72-02-2019 — hier: 3. Änderung der Fremdenverkehrsabgabensatzung der Gemeinde
Ostseebad Binz, lt. TOP vom 01 .01 .2019 bis 31.12.201 9. Die erneute Beschlussfassung ist
aufgrund eines inhaltlichen Fehlers im Artikel 2 der 3. Anderungssatzung hinsichtlich des
rückwirkenden lnkrafttretens notwendig. Der vorliegende Beschlussvorschlag sei aus seiner
Sicht in der Hinsicht nicht korrekt, als dass die ursprüngliche Beschlussfassung einen
Zeitraum vom 01.01.2019 bis 31.12.2021 vorsah. Gebeten wird um Korrektur, um darüber
nicht noch einmal befinden zu müssen.

Herr Gardeja: Es geht um den Artikel 2 der 3. Änderungssatzung zur Satzung über die
Erhebung einer Fremdenverkehrsabgabe in der Gemeinde Ostseebad Binz. Die Satzung tritt
rückwirkend zum 01.01.2019 in Kraft. Der in der Benennung des TOP angegebene Zeitraum
sei fälschlicherweise auf den 31.12.2019 statt 2021 abgestellt worden. Der
Beschlussvorschlag hingegen sei korrekt. Ursprünglich hieß es im Artikel 2: Die 3.
Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gemäß
Rücksprache mit der uRAB sei die Richtigstellung durch einen Anderungsbeschluss, der
heute vorliegt, vorzunehmen. Die Benennung des TOP (Uberschrift) könne außen vor
bleiben. Der Kalkulationszeitraum beträgt drei Jahre.

Herr Dohrmann regt an, in Anbetracht der noch ausstehenden Tagesordnungspunkte und
der schon etwas fortgeschrittenen Zeit zügig fortzufahren.

Frau Dr. Tomschin wirft ein, dass die Beratung zu den Beschlussvorschlägen mit Bedacht
erfolgen müsse.

Herr Kurowski wirft ein, dass das Gros der Beschlussvorschläge aus der Verwaltung komme.
Ggf. müsse darüber nachgedacht werden, im nächsten Jahr eine Sitzung der
Gemeindevertretung mehr einzuplanen.

Beschluss-Nr. 93-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Anderung des
Beschlusses Nr. 72-02-2019 vom 26.08.2019 hinsichtlich der Regelung im Artikel 2
„Inkrafttreten“. Die 3. Änderungssatzung der Fremdenverkehrsabgabensatzung tritt
rückwirkend zum 01 .01 .2019 in Kraft.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 11.
Aufgrund des Widerspruchs des Bürgermeisters wegen Befangenheit seiner Person, sei
die Beschlussfassung zu den TOP 11 — 16 erforderlich, so Herr Kurowski einleitend.
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Aus diesem Grund überträgt Herr Kurowski die Leitung der TOP 11 - 16 an Herrn
Tomschin und begibt sich ins Publikum.

Herr Tomschin ruft den TOP 11, Widerspruch des Bürgermeisters gegen den Beschluss-
Nr. 76-02-2019 der Gemeindevertretung zu TOP 9 — Beschlussvorschlag zum Abriss einer
öffentlichen Toilettenanlage am Strandabgang 28 und Neubau von zwei öffentlichen
Toilettenanlagen an den Strandabgängen 23 und 28 zur Beratung und Beschlussfassung
auf. Er erläutert, dass der Bürgermeister das Recht habe, Widerspruch einzulegen.
Verwunderlich sei, dass dem Beschlussvorschlag in der Sitzung des Hauptausschusses
am 26.08.2019 zugestimmt worden sei. Die Gemeindevertretung habe in ihrer Sitzung am
19.09.2019 ebenfalls mit 17 Ja/Stimmen dem Beschlussvorschlag zugestimmt. Rechtlich
gesehen sei der Widerspruch berechtigt.

Herr Michalski: Wären die genannten Umstände bereits im Hauptausschuss festgestellt
worden, brauchte es die heutigen Beschlussfassungen zu den sechs TOP nicht. Auch
während der Sitzung der Gemeindevertretung sei kein Hinweis an die Gemeindevertreter
seitens des Bürgermeisters erfolgt. Insofern stelle sich die Frage, wie sich die Verwaltung
vorbereitet. An anderen Stellen werde sofort auf eine mögliche Befangenheit hingewiesen.
Um nicht irgendwelche Dinge zu blockieren, werde zwangsläufig zugestimmt. Bevorteilt
bezüglich der Sichtachsen seien weder Frau Kurowski, noch Herr Kurowski, sondern die
Besucher der Gaststätte, die einen besseren Blick genießen können. Herr Kurowski habe
seinen Wohnsitz in der Rabenstraße. Der zweite Widerspruch erschließe sich gar nicht, da
kein sachlicher Zusammenhang bestehe (Toiletten befinden sich nicht in der Nähe der
Gaststätte).

Beschluss-Nr. 94-03-2019
Die Gemeindevertretung gibt dem Widerspruch des Bürgermeisters vom 06.09.2019
gegen den Beschluss-Nr. 76-02-2019 der Gemeindevertretung vom 26.08.2019 zu
TOP 09 — Beschlussvorschlag zum Abriss einer öffentlichen Toilettenanlage am
Strandabgang 28 und Neubau von zwei öffentlichen Toilettenanlagen an den
Strandabgängen 23 und 28 - statt.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15

Gemäß § 24 KV M-V ist ein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 12.
Es folgt der Beschlussvorschlag zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 76-02-2019 —Abriss
einer öffentlichen Toilettenanlage am Strandabgang 28 und Neubau von zwei öffentlichen
Toilettenanlagen an den Strandabgängen 23 und 28, so Herr Tomschin. Begründet wurde
der Beschlussvorschlag mit dem Verstoß von Herrn Kurowski gegen das
Mitwirkungsverbot.

Beschluss-Nr. 95-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Aufhebung
des Beschlusses Nr. 76-02-2019 — Abriss einer öffentlichen Toilettenanlage am
Strandabgang 28 und Neubau von zwei öffentlichen Toilettenanlagen an den
Strandabgängen 23 und 28.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15

Gemäß § 24 KV M-V ist ein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.
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Zu 13.
Herr Tomsehin: An dieser Stelle ist der Beschluss zum Abriss einer öffentlichen
Toilettenanlage am Strandabgang 28 und Neubau von zwei öffentlichen Toilettenanlagen
an den Strandabgängen 23 und 28 neu zu fassen. Zu berücksichtigen sei die Empfehlung
aus dem Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Kurverwaltung, die Inhalt des in der
Sitzung am 26.08.2018 gefassten Beschlusses gewesen sei.

Beschluss-Nr. 96-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Aufnahme der
Planungsleistungen mit nachfolgenden Bauausschreibungsverfahren für den Abriss
der öffentlichen Toilettenanlage „Strandtoilette Nr. 4“ am Strandabgang 28 und den
Neubau von zwei öffentlichen Tollettenanlagen an den Strandabgängen 23 und 28
unter Berücksichtigung folgender Ergänzungen:

Die Baufelder im B-Plan Nr. 29 „Strandversorgung“ sollen auf maximal 12 m Breite
begrenzt werden. Ausnahme ist der Standort Strandabgang 66. Dort soll das Baufeld
maximal 15 m betragen. Beim Neubau WC 3 am Strandabgang Nr. 23 soll das
Gebäudeaußenmaß 9 m Länge nicht überschreiten. Bei den WC 1, WC 4, WC
Schmachter See, WC Kleinbahnhof, WC Haltestelle Reisebusse soll jeweils das
Bestandsmaß auch nach Neubau erhalten bleiben. Hintergrund ist, dass Sichtachsen
auf die Binzer Bucht erhalten bleiben bzw. so minimal wie möglich erscheinen. Die
Hinzunahme von weiteren Kapazitäten, das Schaffen von Barrierefreiheit,
Behinderten-WCs und Separieren eines Wickelraumes sollen gemäß den
Förderbestimmungen dennoch stattfinden. Einzug am WC 9 (zukünftig 12 m
Gebäudebreite), WC 8 (Erweiterung in der Gebäudetiefe), WC 7 (Erweiterung um
Behinderten-WC) nach außen.
Zum zusätzlichen Abbau von l.Jbernutzungen der Toilettenanlagen in den Monaten
voraussichtlich Mai bis September ist zu prüfen, mobile Möglichkeiten zu schaffen,
die temporär installiert werden. Dazu sollen die entsprechenden baulichen
Voraussetzungen als auch Fördermöglichkeiten von der Kurverwaltung geprüft
werden.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15

Gemäß § 24 KV M-V ist ein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu. 14
Herr Tomsehin: Im Folgenden geht es um den Widerspruch des Bürgermeisters gegen den
Beschluss-Nr. 77-02-2019 der Gemeindevertretung zu TOP 10 — Beschlussvorschlag zur
grundlegenden Erneuerung der öffentlichen Toilettenanlagen unter der Maßgabe der
Herstellung von Barrierefreiheit und Familienfreundlichkeit.

Beschluss-Nr. 97-03-2019
Die Gemeindevertretung gibt dem Widerspruch des Bürgermeisters gegen den
Beschluss-Nr. 77-02-2019 der Gemeindevertretung vom 26.08.2019 zu TOP 10 —

Beschlussvorschlag zur grundlegenden Erneuerung der öffentlichen
Toilettenanlagen unter der Maßgabe der Herstellung von Barrierefreiheit und
Familienfreundlichkeit statt.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15

Gemäß § 24 KV M-V ist ein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.



14

Zu 15.
Es folgt der Beschlussvorschlag zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 77-02-2019 —

grundlegende Erneuerung der öffentlichen Toilettenanlagen unter der Maßgabe der
Herstellung von Barrierefreiheit und Familienfreundlichkeit, so Herr Tomschin.

Beschluss-Nr. 98-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Aufhebung des
Beschlusses Nr. 77-02-2019 — grundlegende Erneuerung der öffentlichen Toilettenanlagen
unter der Maßgabe der Herstellung von Barrierefreiheit und Familienfreundlichkeit. Die
Begründung ist dem Beschlussvorschlag zu entnehmen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15

Gemäß § 24 KV M-V ist ein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 16.
Herr Tomschin: An dieser Stelle folgt die erneute Beschlussfassung zur grundlegenden
Erneuerung der öffentlichen Toilettenanlagen unter der Maßgabe der Herstellung von
Barrierefreiheit und Familienfreundlichkeit. Auch hier ist die Empfehlung aus dem
Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Kurverwaltung zu berücksichtigen.

Beschluss-Nr. 99-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Aufnahme der
Planungsleistungen mit nachfolgenden Bauausschreibungsverfahren für die
Erneuerung der öffentlichen Toilettenanlagen unter der Maßgabe der Herstellung von
Barrierefreiheit und Familienfreundlichkeit für die WCs 1, 5, 6, 7, 8 und 9 sowie
Kleinbahnhof und Schmachter See — Promenade unter Berücksichtigung folgender
Ergänzungen:

Die Baufelder im B-Plan Nr. 29 „Strandversorgung“ sollen auf maximal 12 m Breite
begrenzt werden. Ausnahme ist der Standort Strandabgang 66. Dort soll das Baufeld
maximal 15 m betragen. Beim Neubau WC 3 am Strandabgang Nr. 23 soll das
Gebäudeaußenmaß 9 m Länge nicht überschreiten. Bei den WC 1, WC 4, WC
Schmachter See, WC Kleinbahnhof, WC Haltestelle Reisebusse soll jeweils das
Bestandsmaß auch nach Neubau erhalten bleiben. Hintergrund ist, dass Sichtachsen
auf die Binzer Bucht erhalten bleiben bzw. so minimal wie möglich erscheinen. Die
Hinzunahme von weiteren Kapazitäten, das Schaffen von Barrierefreiheit,
Behinderten-WCs und Separieren eines Wickelraumes sollen gemäß den
Förderbestimmungen dennoch stattfinden. Einzug am WC 9 (zukünftig 12 m
Gebäudebreite), WC 8 (Erweiterung in der Gebäudetiefe), WC 7 (Erweiterung um
Behinderten-WC) nach außen.
Zum zusätzlichen Abbau von Ubernutzungen der Toilettenanlagen in den Monaten
voraussichtlich Mai bis September ist zu prüfen, mobile Möglichkeiten zu schaffen,
die temporär installiert werden. Dazu sollen die entsprechenden baulichen
Voraussetzungen als auch Fördermöglichkeiten von der Kurverwaltung geprüft
werden.

Abstimmung: JalStimmen: 15

Gemäß § 24 KV M-V ist ein MitgBed der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Herr Kurowski übernimmt die Leitung der Sitzung und fährt in der Tagesordnung fort.
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Zu 17.
Von Herrn Kurowski wird der als Dringlichkeitsantrag eingereichte Beschlussvorschlag zur
Aufhebung des Beschlusses Nr. 63-01-2019 — Einführung Doppelhaushalt ab 2020/2021
von Gemeindeverwaltung und Kurverwaltung Ostseebad Binz - zur Beratung aufgerufen.

Herr Behrens verweist in seinen Erläuterungen auf einen neuen Paragraphen im
Umsatzsteuergesetz, den § 2b. Dieser bewertet die Steuerpflicht von kommunalen
Einrichtungen komplett neu. Unsere Aufgabe ist es, insbesondere in der Kurverwaltung zu
überprüfen, inwieweit sie künftig noch steuerpflichtig ist bzw. welche Teile steuerpflichtig
sind. Vor dem Hintergrund, dass diese Regelung ab 01.01.2021 gehen wird, sei der
Beschluss Nr. 63-01-2019 zur Einführung eines Doppelhaushaltes aufzuheben, um beide
Haushalte rechtssicher planen zu können. Die Dringlichkeit sei insoweit gegeben, dass in
der nächsten Gremienrunde die Lesung des Haushaltsplanes und des Wirtschaftsplanes
2020 erfolgen werde. Dadurch entstehe der Gemeinde kein Nachteil. Vorteil sei, dass die
steuerlichen Voraussetzungen für den Eigenbetrieb Kurverwaltung in Ruhe geprüft werden
können und auch in 2021 ein rechtssicherer Haushaltsplan wie auch Wirtschaftsplan des
Eigenbetriebes Kurverwaltung vorgelegt und beschlossen werden können.

Beschluss-Nr. 100-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Aufhebung
des Beschlusses Nr. 63-01-2019 der Gemeindevertretung vom 27.06.2019, die
Haushalte der Kur- und Gemeindeverwaltung ab dem Haushaltsjahr 2020 als
Doppelhaushalte zu führen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 18.
Herr Kurowski: Gegenstand der Beratung ist an dieser Stelle der Beschlussvorschlag zur
Feststellung des Jahresabschlusses 2016 der Gemeinde Ostseebad Binz. Der
Rechnungsprüfungsausschuss hat den Jahresabsehluss geprüft. Die Prüfung hat zu
keinen Beanstandungen geführt.

Beschluss-Nr. 101-03-2019
Die Gemeindevertretung stellt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 gemäß § 60 Abs. 5 Satz
1 der Kommunalverfassung M-V den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften
Jahresabschluss der Gemeinde Ostseebad Binz auf den 31.12.2016 fest.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 19.
Es folgt der Beschlussvorschlag zur Entlastung des Bürgermeisters für das Haushaltsjahr
2016, so Herr Kurowski.

Beschluss-Nr. 102-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019, den Bürgermeister
der Gemeinde Ostseebad Binz für das Haushaltsjahr 2016 zu entlasten.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 20.
Herr Kurowski: Gegenstand der Beratung und zur Beschlussfassung steht der
Beschlussvorschlag der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde
Ostseebad Binz (Bereich 3. Anderung BP 9) — hier: Abwägungsbeschluss nach § 4.2
BauGB



16

Frau Guruz: Bei Änderungen von Bebauungsplänen sei es mitunter notwendig, parallel
dazu den Flächennutzungsplan zu ändern (Anpassung an das Baurecht).

Herr Kurowski: Der Bauausschuss und der Hauptausschuss haben die Beschlussfassung
empfohlen.

Beschluss-Nr. 103-03-2019
1. Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 über

Anregungen zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde
Ostseebad Binz gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der vorliegenden Fassung von Mai
2019.

2. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Bürger sind
über das Ergebnis der Abwägung zu benachrichtigen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 21.
In der Folge ist über den Feststellungsbeschluss der 3. Änderung des
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad Binz (Bereich 3. Änderung BP 9) zu
beraten und der Beschluss zu fassen, erläutert Herr Kurowski.

Frau Guruz: Erläuterung zum Begriff Feststellungsbeschluss. Im B-Plan-Verfahren handelt
es sich um den Satzungsbeschluss und FNL-Planverfahren den Feststellungsbeschluss.

Beschluss-Nr. 104-03-2019
3. Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die 3.

Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad Binz in der
vorliegenden Fassung vom 16.04.2018, Stand 17.05.2019.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die Genehmigung für die 3. Änderung des
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad Binz gemäß § 6 Abs. 1 BauGB
zu beantragen. Die Genehmigung ist ortsüblich bekannt zu machen. Die 3.
Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad Binz wird mit der
ortsüblichen Bekanntmachung gemäß § 6 Abs. 5 Satz 2 BauGB wirksam.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 22.
Herr Kurowski ruft den TOP 22 — Beschlussvorschlag über Anregungen zum
Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am Klünderberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz - zur
Beratung und Beschlussfassung auf.

Beschluss-Nr. 105-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 über Anregungen
zum Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am Klünderberg“ der Gemeinde Ostseebad
Binz gemäß § 4 abs. 2 BauGB in der vorliegenden Fassung von Mai2019.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 23.
Herr Kurowski: Zu beschließen ist über den einfachen Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am
Klünderberg‘ der Gemeinde Ostseebad Binz — hier Satzungsbeschluss.
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Beschluss-Nr. 106-03-2019
1. Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 den einfachen

Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am Klünderberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz
als Bebauungsplan der lnnenentwicklung ohne timweltbericht, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil 8) in der
vorliegenden Fassung vom 20.12.2018, Stand 15.05.2019 gemäß § 10 Abs. 1 als
Satzung. Die Begründung wird in der vorliegenden Fassung vom 20.12.2018,
Stand 15.05.2019, gebilligt.

2. Der Bürgermeister wird beauftragt, die Satzung über den einfachen
Bebauungsplan Nr. 41 „Wohnen am Klünderberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz
als Bebauungsplan der Innenentwicklung ohne Umweltbericht ortsüblich bekannt
zu machen. Dabei ist anzugeben, wo der Plan mit Begründung während der
Dienststunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 24.
Aufgerufen wird von Herrn Kurowski nunmehr der Beschlussvorschlag über Anregungen
zur 2. Anderung mit Ergänzung und Teilaufhebung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 20 „Umweltbildungszentrum Forsthaus Prora“ der Gemeinde
Ostseebad Binz.

Herr Michalski hat bereits im Bereich des Publikums Platz genommen.

Beschluss-Nr. 107-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 über Anregungen
zur 2. Anderung mit Ergänzung und Teilaufhebung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 20 „Umweltbildungszentrum Forsthaus Prora“ der Gemeinde
Ostseebad Binz gemäß § 4 Abs. 1 BauGB in der vorliegenden Fassung von Juli2019.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15 (einstimmig)

Gemäß § 24 KV M-V ist ein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 25.
Herr Kurowski: Im folgenden Beschlussvorschlag geht es um die erste Verlängerung der
Satzung über eine Veränderungssperre für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.
33 „Wohnbebauung Rabenstraße Alte Gärtnerei“ der Gemeinde Ostseebad Binz. Die
Begründung ist dem Beschlussvorschlag zu entnehmen.

Frau Guruz: Erläuterung, dass in dem Bereich mehrere 8-Pläne in Bearbeitung sind, die
nach und nach abgeschlossen werden. Um sicherzustellen, dass während der
Planungsphase nicht innerhalb des Geltungsbereiches des BP Tatsachen geschaffen
werden, welche die Umsetzung des Planungswillens der Gemeinde erschweren oder
verhindern, ist seit 27.10.2017 eine Veränderungssperre wirksam. Die Verlängerung der
Laufzeit der Veränderungssperre macht sich notwendig, da das Bauleitplanverfahren wie
bereits dargelegt, nicht abgeschlossen werden konnte.

Beschluss-Nr. 108-03-2019
1. Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 gemäß § 14,

16 und 17 (1) die erste Verlängerung der Satzung über eine
Veränderungssperre für
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den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 33 „Wohnbebauung
Rabenstraße Alte Gärtnerei“ der Gemeinde Ostseebad Binz für ein Jahr.

2. Die Verlängerung der Satzung ist ortsüblich bekannt zu machen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 26.
Herr Kurowski: Aufruf des TOP 26 — Beschlussvorschlag zur Stellungnahme zum
Förderantrag des Gartenvereins „Granitz“ e.V. der Gemeinde Ostseebad Binz. Die
Begründung ist dem Beschlussvorschlag und dem beigefügten Antrag zu entnehmen.

Beschluss-Nr. 109-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019, den Antrag des
Gartenvereins „Granitz“ e.V. auf Gewährung einer Zuwendung nach der Richtlinie
zur Förderung des Kleingartenwesens in Mecklenburg-Vorpommern für Reparatur-
und Werterhaltungsmaßnahmen zu befürworten.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 27.
Es folgt der Beschlussvorschlag zur Stellungnahme zum Fördermittelantrag des
Kleingartenvereins ~Am Kleinbahnhof Binz“ e.V. Die Begründung ist ebenfalls dem
Beschlussvorschlag und dem beiliegenden Antrag zu entnehmen, so Herr Kurowski.

Beschluss-Nr. 110-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019, den Antrag des
Kleingartenvereins „Am Kleinbahnhof Binz“ e.V. auf Gewährung einer Zuwendung
nach der Richtlinie zur Förderung des Kleingartenwesens in Mecklenburg
Vorpommern für Rekonstruktions- und Werterhaltungsmaßnahmen zu befürworten.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 28.
Herr Kurowski: Auf der Tagesordnung steht nunmehr der Beschlussvorschlag der
ordentlichen Kündigung des laufenden Stromliefervertrages zwischen der Gemeinde
Ostseebad Binz und der E.ON Energie Deutschland GmbH aufgrund einer abgelehnten
angebotenen Preisanpassung ab 01 .01 .2020 um 62 % für den Allgemeinbedarfsstrom und
55 % für den Stromverbrauch der Straßenbeleuchtung.

Frau Dr. Tomschin: Anfrage, warum man nicht schon ein halbes Jahr zuvor mit dem
Stromlieferanten Gespräche geführt habe, um nicht in die jetzt eintretende Bedrängnis zu
geraten.

Frau Guruz: Die Gemeinde sei über die stattfindende Preissteigerung informiert worden.
Ein Nachverhandeln bestehender Preise sei unzulässig und verboten. Die Gemeinde sei an
Ausschreibungsvorgaben gebunden. Mit dem vorliegenden Beschlussvorschlag wird aus
diesem Grund die ordentliche Kündigung des Vertrages angeregt, um die Voraussetzungen
zu schaffen, ein neues Vergabeverfahren einleiten zu können.
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Beschluss-Nr. 111-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die ordentliche
Kündigung des laufenden Stromliefervertrages zwischen der Gemeinde Ostseebad
Binz und der E.ON Energie Deutschland GmbH aufgrund einer abgelehnten
angebotenen Preisanpassung ab 01 .01.2020 um 62 % für den Allgemeinbedarfsstrom
und 55 % für den Stromverbrauch der Straßenbeleuchtung.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 29.
Herr Kurowski: Es folgt der Beschlussvorschlag zur Ausschreibung und Vergabe von
konventionellem Strom für die Gemeinde Qstseebad Binz in den Bezugsjahren 2020 bis
2022. Die Ausschreibung erfolge europaweit im elektronischen Verfahren (e-Vergabe).

Frau Guruz gibt zunächst einen kurzen Überblick zum Sachstand. In einer internen
Umfrage haben sich die Fraktionen „Aus der Mitte“, „Bürger für Binz“ und „SPD“ gegen eine
Belieferung der Gemeinde mit Ökostrom ausgesprochen. Sie betont, dass die Verwaltung
dahingehend anregt, die Entscheidung künftig weiter konventionellen Strom zu beziehen,
zu überdenken und benennt dafür drei Gründe: 1. Die zu erwartenden Mehrkosten liegen
bei etwa 0,5 CentlkWh, wie bereits im Schreiben von Herrn Zielinski informiert. 2. Die
Außenwirkung wird als wichtig angesehen, man könne z.B. an den Ortseingangsschildern
damit werben. 3. Zudem würde das als Ergänzung zu bisherigen Projekten gesehen
werden, man bedenke die E-Tankstellen an touristischen Zentren, die Elektro-Bäderbahn,
die geplante großflächige Umstellung auf der Straßenbeleuchtung auf LED. welche
wiederum Energieeinsparpotenzial habe,

Über den Beschlussvorschlag wird in der Folge in Bezug auf die Art der Ausschreibung
diskutiert. Es gibt seitens der Gemeindevertreter unterschiedliche Auffassungen, ob die
Ausschreibung der Vergabe der Lieferung von konventionellem Strom oder erneuerbaren
Energien erfolgen soll. Herr Dohrmann regt beispielsweise an, die Ausschreibung alternativ
auch auf erneuerbare Energien zu beziehen (Hintergrund: Beschlussvorschlag
„lnnerörtlicher ganzjähriger Personentransport“ unter Einsatz von Fahrzeugen mit
alternativen Antrieben). Herr Kurowski geht darauf ein, dass er die Frage bereits im
Hauptausschuss gestellt habe. Darauf sei geantwortet worden, dass eine
Angebotseinholung nicht für beides erfolgen könne, was sich ihm nicht erschließe. Frau Dr
Tomschin vertritt die Auffassung, dass die Gemeindevertretung das Recht haben müsse,
beide Formen auszuschreiben und dann eine Entscheidung zu treffen — dies vor dem
Hintergrund, dass sich Binz mit der Ausrichtung „Binzer Bucht“ auch ökologisch und von
der Umwelt her anders aufstellen wolle.

Herrn Zielinski wird das Wort erteilt. Er erläutert, dass das Vergaberecht öffentlichen
Behörden untersage, Alternativpositionen auszuschreiben. Der Auftraggeber müsse klar
definieren, welche Leistung er abfordert. Für diese Leistung sei das Angebot abzugeben.
Die Auffassung von Frau Dr. Tomschin widerspreche dem Vergaberecht; derartige
Ausschreibungen werden aufgehoben. Die Mehrheit der Fraktionen habe in einer
vorherigen Abfrage den konventionellen Strom favorisiert. Entsprechend sei der
Beschlussvorschlag vorbereitet worden.

Frau Guruz legt dar, dass innerhalb der Verwaltung in Zusammenarbeit mit der
Kurverwaltung im Vorfeld der heutigen Sitzung eine Hochrechnung der Kosten
vorgenommen worden sei. Bei den derzeitigen Kosten in Höhe von rd. 250.000 EUR im
Jahr würde es nur 5.000 EUR mehr kosten.



20

Sie spricht nochmals von vielen Projekten, die Ökostrom, Klimaschutz und nachhaltige
Ziele verfolgen (z.B. Elektro-Tankstellen an touristischen Zentren, die ausgebaut werden
sollen, E-Bäderbahn, Umstellung der Straußenbeleuchtung auf LED, E-Bikes stall Pkw
etc.). Gemeinsam mit der Kurverwaltung werde zudem gerade über eine mögliche
Gestaltung der Ortseingangsschilder diskutiert.

Herr Gardeja: Anfrage nach einer Lösungsmöglichkeit (evtl. zwei separate
Ausschreibungen), um eine Entscheidung, über den Preis oder auch die Idee treffen zu
können.

Herr Zielinski: Preisanfragen zum Zwecke der Markterkundung sind unzulässig und
unstatthaft. Man könne sich nicht zwei Vergabeverfahren durchführen, um sich dann im
Anschluss zu entscheiden, welches beauftragt werden soll. Das widerspreche dem
Vergaberecht.

Herr Schulz: Anfrage, ob es sich bei den 5.000 EUR um die Differenz zwischen dem
konventionellen Strom und dem Ökostrom handle.

Das wird bestätigt. Herr Zielinski äußert, dass es sich dabei um den reinen
Arbeitspreisunterschied nach verschiedenen Quellen handelt zuzüglich Abgaben, Steuern,
Umlagen und sonstige Entgelte.

Herr Schulz möchte zudem wissen, ob es eine Zirka-Zahl gibt, wie sich die 50 bzw. 60 %
Stromkosten in Geld ausgedrückt darstellen.

Herr Zielinski: Die Preiserhöhung für den allgemeinen Strom lag jetzt um die 2 CentlkWh;
gezahlt werden derzeit 4 CentlkWh ohne Steuern, Abgaben und Umlagen.
Nach dem Preisangebot von E.DN liege die Summe ab dem 01 .01 .2020 bei 6 CentlkWh.
Der Jahresbedarf liege bei ca. 1 Million kWh; das sind derzeit rd. 250.000 EUR
Gesamtkosten im Jahr. Die richtigerweise 0,05 CentlkWh sind die Mehrkosten von
konventionellem Strom zu Ökostrom.

Hinweis nach Prüfung: Die 0,5 Cent/kwh Mehrkosten lt. Folie sind korrekt. 1 Million kW/h x 0,005 EuR
ergeben 5.000 EUR (Bezugnahme auf die Nachbereitung zur l-iauptausschusssitzung vom 26.08.2019 — zuerst
waren jedoch 050 CentlkWh angeschlagen.)

Herr Kurowski: Frage nach dem Differenzbetrag, der sich ergeben würde, wenn die
Gemeinde weiterhin bei E.ON bleibt.

Das sind ca. 150.000 EUR, so Herr Zielinski. (fachliche Korrektur der Summe im Nachhinein)

Herr Mehlhorn bezieht sich auf die vorherige Abfrage der Fraktionen. Er äußert, dass der
herkömmliche Strom mittlerweile auch einen ca.40 prozentigen Okoanteil habe. Die heutige
Erläuterung sei aus seiner Sicht zu spät erfolgt. Im Vorfeld der heutigen Entscheidung habe
diese Zuarbeit gefehlt. Hätte diese vorher vorgelegen, wäre in Anbetracht des geringen
Preisunterschiedes das Votum womöglich von vornherein in Richtung Okostrom
ausgefallen.

Herr Zielinski legt dar, dass er dies in der Mail in der Nachbereitung zur letzten Sitzung des
Hauptausschusses (26.08.2019) textlich erläutert habe.

Herr Dohrmann: Anregung, sich zum Ökostrom zu bekennen und die Abstimmung
entsprechend vornehmen zu lassen.
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Herr Reinbold: Klarstellung, dass im Hauptausschuss von 0,5 CentlkWh gesprochen
worden sei, so dass die Empfehlung für herkömmlichen Strom erfolgte. Es sei ein
erheblicher Unterschied, ob es sich um 0,5 Cent/kWh handelt oder 0,05 Cent/kWh. Von
daher könne die vorläufige Auffassung heute durchaus korrigiert werden.

Herr Kurowski fasst zusammen, dass der Beschlussvorschlag dahingehend geändert
werde, dass die Ausschreibung und Vergabe der Lieferung von Strom aus erneuerbaren
Energien (Ökostrom) erfolgen soll. Er stellt den geänderten Beschlussvorschlag zur
Abstimmung.

Beschluss-Nr. 112-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die
Ausschreibung und Vergabe der Lieferung von Strom aus erneuerbaren Energien
(Ökostrom) für die Gemeinde Ostseebad Binz in den Bezugsjahren 2020 bis 2022. Die
Ausschreibung erfolgt europaweit im elektronischen Verfahren (e-Vergabe).

Die Gemeindevertretung ermächtigt den Bürgermeister, einen Versorgungsvertrag
auf Grundlage des Ausschreibungsergebnisses und der Vergabeentscheidung
abzuschließen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 30.
Herr Kurowski: Aufruf des Beschlussvorschlages zur Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 24 „Erlebniszentrum Binzer Bucht“ der Gemeinde Ostseebad Binz.
Der Beschlussvorschlag sei durch Herrn Kurowski eingereicht worden. Der Ausschuss Bau,
Verkehr und Umwelt hat darüber in seiner Sitzung am 31 .07.2019 beraten und einstimmig
mit 10 Ja/Stimmen die Beschlussfassung empfohlen. Im Hauptausschuss am 26.08.2019
sei der Beschlussvorschlag ohne erkennbare Begründung von der Tagesordnung
genommen worden.

Nach Rücksprache mit der uRAB sei der Beschlussvorschlag auf die Tagesordnung der
heutigen Sitzung gesetzt worden.

Herr Kurowski: Hinweis auf die nunmehr schriftlich vorliegende Stellungnahme der
Verwaltung. Sie lautet: „Bisher ungeklärte städtebauliche, bauordnungs- und
markenschutzrechtliche Sachverhalte konnten bis zum Zeitpunkt der Sitzung des
Hauptausschusses am 26.08.2019 und bis zum heutigen Tag nicht ausgeräumt werden.“

Vonseiten der Verwaltung gibt es auf Nachfrage von Herrn Kurowski keinen weiteren
Erläuterungsbedarf.

Beschluss-Nr. 113-03-2019
1. Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Aufstellung des

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 24 „Erlebniszentrum Binzer Bucht“ der
Gemeinde Ostseebad Binz mit Umweltbericht.

2. Das Planverfahren ist gemäß § 3 Abs. 1 und 2 und § 4 Abs. 1 und 2 BauGB
durchzuführen.

3. Mit dem Vorhabenträger ist ein städtebaulicher Erschließungsvertrag zu schließen.
4. Die Gemeinde ist kostenfrei zu halten.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 15
Nein/Stimmen: 1
Stimmenthaltungen: keine
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Zu 31.
Herr Kurowski: Bitte um Informationen von Frau Guruz zum Gutachten
Verdichtungsmaterial Parkplatz Prora/MZO/Pestalozzistraße.

Frau Guruz möchte ihre Ausführungen vertiefen, welche sie bereits an anderer Stelle
getätigt hatte. Wie bereits erwähnt wurde, sei der Parkplatz zur Beprobung des
aufgeschütteten Materials in einen Nord- und einen Südteil geteilt worden (Ubersicht). Sie
gibt in diesem Zusammenhang Erläuterungen zu PAK‘s, bestehend aus mehreren
Teilstoffen. Frau Guruz erläutert, dass zwei Mischproben zur Erstellung der Erstanalyse
erfolgt seien. Eine solche Mischprobe bestehe aus einer Vielzahl Einzelproben. Die im
Nordteil des Areals entnommene Mischprobe des Recyclingmaterials erfülle die
Anforderungen an den Zuordnungswert Z2. Bei der anderen Mischprobe wurde ein
erhöhter Wert der Stoffgruppe PAK aufgewiesen. Vom Landkreis und Bodengutachter sei
der Gemeinde daher angeraten worden, an dieser Stelle vertiefende Analysen vornehmen
zu lassen. Dazu wird die südliche Fläche in fünf Haufwerke getrennt, die jeweils mit einer
Mischprobe untersucht werden. Das Ergebnis der Prüfung bleibe abzuwarten.

Herr Michalski äußert, dass seitens der Gemeindevertreter Einsichtnahme in das
Gutachten erbeten worden sei. Er möchte das komplette Gutachten, so wie es in der
Verwaltung vorliege, sehen.

Herr Kurowski informiert, dass er auf seine Anfrage vonseiten der Verwaltung auf § 34 KV
M-V verwiesen worden sei (Antragstellung zur Akteneinsicht). Er schließt sich dem Antrag
von Herrn Michalski an, ebenso Herr Tomschin, Herr Mehlhorn, Herr Colmsee, Herr
Deutschmann, Herr Böttcher, Frau Dr. Tomschin, Frau Drahota, Herr Müller und Herr
Reinbold. Sie möchten das Gutachten zugeschickt bekommen.

Frau Reetz wirft ein, dass es möglich sei, Einsicht zu nehmen. Herr Dohrmann legt dar,
dass die Gemeindevertreter in einem Schreiben über die Ergebnisse informiert worden
seien.

Herr Michalski: ... in dem die Ergebnisse vom Bauamt interpretiert worden seien.

Herr Dohrmann bringt zum Ausdruck, dass er diesbezüglich nicht uninteressiert sei, aber
den Informationen der Verwaltung vertraue. Insofern reiche ihm eine Zusammenfassung
der Ergebnisse.

Frau Reetz reicht die Einsichtnahme in den Räumlichkeiten der Gemeindeverwaltung. Eine
Zusendung sei für sie nicht erforderlich.

Herr Kurowski fasst zusammen, dass die benannten Gemeindevertreter das Gutachten
innerhalb einer Frist von 3 — 5 Tagen zugesandt bekommen möchten.

Herr Colmsee: Anfrage, ob es für die Herrichtung der Parkplatzfläche eine Ausschreibung
gegeben habe, oder ob es sich nur um Angebote handelte. Bei einer Ausschreibung hätte
es ein Gefahrstoff-/Schadstoffgutachten geben müssen. Vorgeschrieben sei für jeden
privaten Bauherrn ein Sicherheitskoordinator. Die Bauherrenpflicht bestehe auch für den
öffentlichen Auftraggeber. Die Beprobung sei schon gut. Allerdings sei diese im Nachhinein
erfolgt. Anfrage, ob es einen Sicherheits- und Gesundheitskoordinator gab.
Lt. Artikel in der Ostsee Zeitung seien bis zur Eröffnung des Parkplatzes noch
bauplanungsrechtliche Vorgaben zu erfüllen. Als Vorsitzender des Bauausschusses frage
sich Herr Colmsee, ob es keine Baugenehmigung gebe oder kein Antrag gestellt worden
sei.
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Frau Guruz antwortet, sich nur auf die Aktenlage beschränken zu können. Weder sie noch
der SB Hochbau haften zu diesem Zeitpunkt schon die Tätigkeit in der
Gemeindeverwaltung aufgenommen. Lt. Aktenlage habe es Angebote gegeben. Warum
seinerzeit kein Gutachten erstellt wurde, könne sie nicht sagen. Das Projekt, was eigentlich
im Juni 2017 abgeschlossen sein sollte, sei im Sommer 2017 an der Stelle des Abbruchs
übernommen worden. Das Verfahren befand sich also im fortgeschrittenen Stadium. Eine
Prüfung des vorangegangenen Verfahrensverlaufes sei nicht noch einmal erfolgt.

Herr Colmsee: Ergänzung seiner Ausführungen dahingehend, dass der Parkplatz erst zu
Beginn der Saison 2020 eröffnen werde, da noch bauplanungsrechtliche Bedingungen zu
erfüllen seien.

Der B-Plan müsse noch zu Ende geführt werden, so Frau Guruz dazu.

Herr Michalski: Gestützt auf Aussagen aus dem Bauausschuss heraus, sei der Parkplatz
nie eröffnet gewesen. Anfrage, ob das tatsächlich so ist. Bilder und Zeitzeugen berichteten,
dass Fahrzeuge für ein/zwei Tage auf dem Gelände beobachtet wurden und Parkuhren in
Betrieb gewesen sein sollen.

Frau Guruz: Der Parkplatz sei zu keinem Zeitpunkt eröffnet worden. Im Zuge der
Baumaßnahmen seien die Tore nicht verschlossen gewesen, was von Bürgem außerhalb
der Kontrolle der Gemeinde genutzt wurde, um ihre Fahrzeuge dort abzustellen. Mit
Feststellung des Sachstandes sei der Zugang zum Gelände geschlossen worden.
Auf die weiterführende Frage von Herrn Michalski antwortet Frau Guruz, dass sie nicht
wisse, inwieweit Einnahmen erzielt wurden.

Herr Tomsohin: Anfrage, ob er es richtig verstanden habe, dass die ausgetauschten
Materialien am MZO-Gelände gelagert wurden bzw. inwieweit es ggf. weitere Flächen gibt,
auf denen die abgetragenen Materialien gelagert wurden.

Laut Information von Frau Guruz seien Restbestände des Abbruchmaterials, von dem
ausgegangen wurde, dass es sich um sauberes Abbruchmaterial handelt, welches im
Straßenbau verbaut werden kann, auf kleinen Stellen vorn am Eingang Parkplatz MZO
Gelände und einer kleinen drillen Stelle in der Pestalozzistraße eingebracht worden. Das
Material sei aber wieder entfernt und anderes Material eingefüllt worden.

Herr Tomsohin: Anfrage, welcher finanzielle Gesamtschaden der Gemeinde evtl. entstehen
könnte.

Frau Guruz: Bis dato seien keine Zusatzkosten absehbar. Im Grunde fallen jetzt die Kosten
an, die ansonsten am Beginn des Prozedere gestanden hätten.

Zu 32.
Herr Kurowski: Es folgt der gemeinsame Antrag der Fraktion „aus der MITTE“, der Fraktion
„Bürger für Binz“ und des Abgeordneten, Herrn Klein (AfD) zur Optimierung des Vertrages
zum Ortsverkehr Binz/Prora — Linie 27 WR — zwischen der Gemeinde Ostseebad Binz,
Eigenbetrieb Kurverwaltung mit der Verkehrsgesellschaft Vorpommern-Rügen mbH (WR).

Herr Tomschin: Hintergrund des Antrages sei die Optimierung der Linienführung der Linie
27 des WR (direkter Ortsverkehr). Es gehe zudem darum, die großen Busse mit
Dieselantrieb aus dem Ort zu bekommen. lnnerorts sollen insbesondere in sensiblen
Bereichen in Binz und Prora die Strecken durch emissionsarme Mobilität ersetzt werden.
Die Begründung wird von Herrn Tomschin im Wortlaut verlesen.
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Frau Reetz: Anmerkung, dass sie viele Rückmeldungen erhalten habe, dass der Ortsbus
von den Bürgern/Bürgerinnen und Binz und Prora intensiv genutzt werde. Dass große
Dieselbusse fahren, sei für alle keine gute Lösung. Anfrage, ob die Gemeinde überhaupt
Mitsprachemöglichkeiten habe.
Frau Reetz möchte wissen, ob es eine alternative Linienführung gebe, wenn der Bus
beispielsweise nicht mehr durch die Lottumstraße fahren dürfe oder gehe es um die
Abschaffung.

Hintergrund sei es, diese Dinge zu prüfen, so Herr Tomschin. Denkbar wäre es, dass
kLeinere Busse fahren, auch wenn zurzeit vielleicht noch keine aLternative Mobilität
vorgehalten werden könne. Das sollte dennoch für die Zukunft das große Ziel sein.
Das Ziel bestehe darin, zu reden, zu optimieren und zu verändern, so Herr Tomschin
zusammenfassend.

Frau Dr. Tomschin: Im Verlauf der Sitzung (nichtöffentlicher Teil) werde noch über die
emissionsfreie Mobilität gesprochen. Die Antragsteller seien letztlich dafür, dass die
Ortsmobilität erhalten bleibt. Bekannt sei, dass viele Bürger/innen aus dem Neubaugebiet
ins Ortszentrum kommen.

Beschluss-Nr. 114-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019, dass gemäß Vertrag
zum Ortsverkehr BinzlProra Linie 27 VVR — zwischen der Gemeinde Ostseebad Binz,
Eigenbetrieb Kurverwaltung, mit der Verkehrsgesellschaft Vorpommern-Rügen mbH (WR)
eine Optimierung der Linienwege vorgenommen wird. Die Gemeinde Ostseebad Binz als
Straßenbaulastträger und die Kurverwaltung als Vertragspartner haben die Gespräche zur
Anpassung des Vertrages mit die VVR dahingehend zu führen, dass die

- Lottumstraße,
- Wylichstraße,
- Putbuser Straße und
- Dünenstraße

nicht mehr von Dieselbussen befahren werden. Weiterhin ist von der Gemeindeverwaltung
und der Kurverwaltung zu prüfen, ob und wann die VVR alternative Antriebsformen im
Ortverkehr einsetzt. Die Gemeindeverwaltung Binz und die Kurverwaltung Binz haben der
Gemeindevertretung bis zur nächsten Sitzung am 07.11.2019 die aufgeführten Punkte zur
Zustimmung vorzulegen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 16 (einstimmig)

Zu 33.
Herr Kurowski ruft den gemeinsamen Antrag der Fraktionen „aus der MITTE“, „Bürger für
Binz“ und des Abgeordneten, Herrn Klein zur künstlerischen Gestaltung der Außenfassade
des Tennisvereinshauses zur Beratung und Beschlussfassung auf.

Herr Tomschin hält die Bilder hoch.

Frau Reetz und Herr Reinbold nehmen in den Zuschauerreihen Patz. Herr Dohrmann ist
nicht befangen sind (die Kinder spielen Tennis).

Herr Tomschin: Erläuterung, dass das Tennisvereinshaus schon seit Jahren in der Form
gestrichen sei. Der Antrag von Herrn Horst werde seit langem hin und her verwiesen und
sei letztlich von Frau Guruz abgewiesen worden. Es sei nicht zu verstehen, dass so
engagierte Menschen wie Herr Horst kaum Unterstützung bekommen. Die Vereine machen
den Ort erlebbar.
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Beschluss-Nr. 115-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019, dass die
Außenfassade des Tennisvereinshauses nach den Unterlagen des Künstlers, die dem
Tennisverein vorliegen, gestaltet wird.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 11
Nein/Stimmen: 3
Stimmenthaltungen: keine

Gemäß § 24 KV M-V sind zwei Mitgileder der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 34.
Es folgt der gemeinsame Antrag der Fraktionen ~aus der MITTE“, „Bürger für Binz“ und des
Abgeordneten, Herrn Klein zur Aufhebung des Beschlusses-Nr. 105-24-2017 vom
02.11.2017 — hier Weiterverfolgung der Maßnahme „Bau einer Marina bzw. eines
Wasserwanderrastplatzes“ im Ostseebad Binz, OT Prora, so Herr Kurowski.

Herr Tomschin verliest die Begründung. Hier heißt es: „Die Machbarkeitsstudie für einen
Sportboothafen in Prora“ weist nicht den massiven Eingriff in die Küstenlandschaft und die
Binzer Bucht aus. Die in der Studie aufgezeigten Varianten benötigen ein massiveres
Molen-Bauwerk, welches erhebliche negative Auswirkungen auf die Qualität des
Badestrandes, den sensiblen und schutzbedürftigen Naturraum, den Küstenschutz, die
Sichtbarkeit auf Sassnitz und die Kreidefelsen sowie auf die Strömungs- und
Sedimentverhältnisse haben wird. Er bringt zum Ausdruck, dass das der wichtigste Punkt
des Wahlprogramms gewesen sei.
Der geplante Sportboothaben in Prora und der damit verbundene Eingriff in die
schützenswerte Naturlandschaft und die Binzer Bucht stehen in keinem wirtschaftlichen wie
auch ökologischen Verhältnis zueinander.

Nicht zuletzt sind die Kosten für die Gemeinde Ostseebad Binz — auch im Sinne der
Generationenverantwortlichkeit — nicht abseh- und kalkulierbar. Hohe zweistellige
Millionenbeträge aus öffentlichen Haushalten (Fördermittel, Eigenanteile der Gemeinde
Ostseebad Binz usw.), die alleine für den Bau notwendig wären, sind im Hinblick auf die
anstehenden gemeindlichen Aufgaben nicht vertretbar. Es besteht beispielsweise die
dringende Notwendigkeit, den Schulstandort Binz zu sichern und weiterzuentwickeln, das
EWE-Gelände zu bebauen u.v.m.
Die Studie, die z.T. aus Fördermitteln vom Land finanziert wurde, sollte zu Ende geführt
werden, um die Ergebnisse zu haben.

Herr Reinbold: Anmerkung zum besseren Verständnis auch für das Publikum. Vor ca. zwei
Jahren habe sich eine knappe Mehrheit der damaligen Gemeindevertreter entschieden, das
Projekt Marina weiter zu verfolgen. Die SPD-Fraktion freue sich, dass sich die
Mehrheitsverhältnisse in der neuen Gemeindevertretung etwas anders darstellen. Der
Beschluss heißt im Wesentlichen nichts anderes, als dass gefordert wird, die weiteren
Aktivitäten um die Marina einzustellen mit Ausnahme der Studie, die möglicherweise kurz
vor dem Abschluss stehe. Frage an die Verwaltung nach den aktuellen Marina
Bestrebungen, zum aktuellen Sachstand bzw. wann mit der Studie zu rechnen ist. Sind
noch Maßnahmen von der Verwaltung beauftragt worden bzw. bereits beendet?

Frau Guruz: Vonseiten der Verwaltung habe es im letzten Jahr viele Bestrebungen
bezüglich des Erwerbs von Erkenntnissen zum Sedimenttransport gegeben, zudem
Aktivitäten zum Monitoring-Verfahren zur Kiesgewinnung mittels entsprechender Anlagen,
die in der Bucht stattfindet usw.
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Die Messboje sei noch ausgesetzt. In einem Verfahren bei der Ausschachtung des
Fahrwinkels zum Port Mukran seien Verhandlungen aufgenommen worden zum Anspülen
von Sand. Zu den gesamten Aktivitäten, die zum Schutz des Strandes aufgenommen
wurden, finde noch in diesem Jahr eine Veranstaltung in der Verwaltung statt. Der Schutz
des Strandes habe für die Verwaltung höchste Priorität.
Aus Planungssicht sei festzustellen, dass es keine Planungen für eine Marina gibt - dies vor
dem Hintergrund, erst einmal zu schauen, welche Erkenntnisse sich hinsichtlich des
Sedimenttransportes und aus Sicht des Naturschutzes usw. ergeben. Das sei der Auftrag
an die Verwaltung aus der Beschlussvorlage gewesen. Am 18.10.2019 finde das Treffen
mit den Gemeindevertretern stall, um Projektentwicklungen zu besprechen und Ideen
vorzustellen.

Herr Dohrmann: Die Fraktion der CDU habe seinerzeit die Diskussion angestoßen und den
Antrag gestellt. Bislang seien der Gemeinde keine Kosten entstanden. Gewährt wurde
vonseiten der Landesregierung eine Förderung von 75 %‚ und 25 % der Kosten seien von
unmittelbar an den Geschehnissen in Prora beteiligten Investoren getragen worden. Es sei
nicht zu verstehen, dass vor der Bekanntgabe der Ergebnisse der Studie, welche sicherlich
die Möglichkeiten und Auswirkungen aufzeigen werde, eine Ablehnung erfolgen soll.
Insofern werde seine Fraktion dem Beschlussvorschlag nicht zustimmen.
Die Mitglieder der Fraktion der CDU wären im Falle eines negativen Ergebnisses die
Letzten, die eine Zerstörung der Binzer Bucht zulassen würden. Sie möchten sich
allerdings die Option offen halten, erfolgreich an andere Ostseebäder wie z.B.
Kühlungsbom (positiver Aufschwung durch die Marina) anzuknüpfen. Binz lebe nicht nur
vom Strand, sondern auch vom maritimen Flair.
Da es offenbar keine anderen Ideen gebe, finde Herr Dohrmann es etwas schwach, nur
abzulehnen, zumal noch nicht bekannt ist, ob das Projekt negative Auswirkungen habe.
Insofern finde er es schade, dass der Beschlussvorschlag in der vorliegenden Form
vorliege.

Beschluss-Nr. 116-03-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 19.09.2019 die Aufhebung des
Beschlusses-Nr. 105-24-2017 vom 02.11.2017 mit folgendem Wortlaut:

„Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 2.11.2017, die
Handlungsanweisungen, abgeleitet aus der Machbarkeitsstudie zum „Bau einer Marina
bzw. eines Wasserwanderrastplatzes“ im Ostseebad Binz/OT Prora sowie des Ergebnisses
der informellen Bürgerbeteiligung vom 26.09.2017, weiter voranzutreiben, um die
Aufstellung einer auf festen Fakten basierenden Entscheidungsfähigkeit zu erlangen. Die
Verwaltung wird mit der Bearbeitung der im Folgenden näher beschriebenen Arbeits- und
Planungsschritte beauftragt, welche die Grundlagen zur Abstimmung für oder gegen den
Bau einer Mama im Ortsteil Prora darstellen. Die Bürger und Gemeindevertreter sind in
den Prozess einzubinden und (Teil-)Ergebnisse sind öffentlich bekannt zu machen.“

Abstimmung: Ja/Stimmen: 12
NeinlStimmen: 3
Stimmenthaltungen: 1

Herr Kurowski beendet den öffentlichen Teil der Sitzung um 21:15 Uhr und bittet an den
Schulgeburtstag der Regionalen Schule am 20.09.2019 zu denken.

Mario Kurowski Ilona Gen
Vorsitzender der Gemeindevertretung Protokollantin


